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Der Parteitag möge beschließen:
1. Arbeitsrecht:

In Zeile 391 vor den ersten Satz wird eingefügt:

"Bei Leiharbeitsverhältnissen werden wir für einen gleichen Lohn ab dem ersten Arbeitstag sorgen."
An Zeile 395 am Ende wird anfügt:
"Bei Mindestlohn sind Zahlungen oberhalb des Grundentgelts, wie Zulagen und Prämien, zusätzlich zu erbringen und nicht anzurechnen."
Begründung:

An dieser Stelle sollten zwei weitere zentrale Anliegen der Sozialdemokratie genannt werden, die der Beschlusslage unserer Partei entsprechen und damit unsere Programmatik in diesem Bereich für die Wählerinnen und Wähler, die von Leiharbeit und Umgehung des Mindestlohns betroffen sind, interessant machen.

2. Datenschutz
In der Zeile 835 wird nach dem Wort „aus“ eingefügt: 
„…, wobei datenschutzrechtliche Vorgaben strikt eingehalten werden müssen. Nur so entsteht das Vertrauen von Nutzerinnen und Nutzern in neue digitale Dienste und Anwendungen.“
In der Zeile 842 wird nach dem Wort „sein“ folgender Satz eingefügt: 
„Wir werden gezielt Dienste und Anwendungen unterstützen, die Datenschutzmaßnahmen umsetzen und Transparenz fördern. Wer Datenschutz will, muss auch eine effektive Beratung und Kontrolle gewährleisten. Wir werden die Datenschutzaufsichtsbehörden in Bund und Ländern dafür entsprechend unterstützen.“
Begründung:

Wir finden es richtig, Zugang zu persönlichen Daten in definierten Grenzen auch für kommerzielle Nutzung zu ermöglichen. In diesem Absatz taucht aber der Begriff des „Datenschutzes“ überhaupt nicht mehr auf. Stattdessen wird der durch nichts definierte Begriff der Datensicherheit neu eingeführt; man kann den Eindruck gewinnen, er solle den Begriff Datenschutz ersetzen. Dieser Eindruck drängt sich dem Vernehmen nach auch den Datenschutzbeauftragten in Bund und Ländern auf. Wir dürfen nicht in den Verdacht geraten, den Verbraucherschutz in diesem Bereich aufweichen zu wollen. Stattdessen wollen wir den Begriff des Datenschutzes schärfen; alles andere stünde auch in diametralem Widerspruch zur Europäischen Datenschutzgrundverordnung und zur Datenschutzrichtlinie, die aktuell bis Mai 2018 umgesetzt werden müssen.
3. Sanktionen in SGB II
In der Zeile 923 wird nach „Die schärferen Sanktionen für unter 25-Jährige werden wir aus dem SGB II streichen.“ eingefügt: 
„Insgesamt werden wir das Sanktionensystem auf den Prüfstand stellen“ 
Begründung:

Die Diskussion in der Partei hat dazu geführt, dass die „Forderung“ von Sozialhilfebeziehern durch Sanktionen, insbesondere durch spürbare Leistungskürzungen, mehrheitlich abgelehnt wird, weil sie nicht zu der gewünschten besseren Vermittelbarkeit führt, aber viel Unglück über betroffenen Familien, insbesondere für Kinder, bringt. Da die Diskussion nicht beendet ist, wären wir damit zufrieden, sie auf den Prüfstand zu stellen; wir sollten aber ein Signal an die Betroffenen senden, dass wir ihre Not erkannt haben.
4. Unterbringung von psychisch gestörten Menschen -  Förderung der Versorgung im ländlichen Raum
In Zeile 950 wird nach dem Ende des Satzes mit „… medizinischer Versorgung“ folgender Satz eingefügt:

„Dies schließt den Ausbau gemeinde-integrierter psycho-sozialer Versorgung ein, um unnötige längerfristige stationäre Aufenthalte in Zukunft weitgehend überflüssig zu machen.“ 
In Zeile 966: nach „Krankenhäusern“ soll eingefügt werden: 

„auch im ländlichen Raum“

Nach Zeile 968 wird eingefügt: 

„Gleichzeitig sind die teilstationären und ambulanten Versorgungseinrichtungen in der somatischen wie in der psycho-sozialen Versorgung zur Entlastung sowohl der Kliniken als auch der Patienten auszubauen.“

Begründung

Hier handelt es sich nicht nur um ein Problem im Justizbereich, für das die AsJ zuständig ist. Schnittmengen ergeben sich dort, wo etwa Straftäter nicht schuldfähig sind und deshalb dem Maßregelvollzug unterworfen werden. Aus dieser Erfahrung ergibt sich die Erkenntnis, dass in vielen Fällen die Behandlung ambulant und teilstationär besser funktioniert als die stationäre Unterbringung. Der ländliche Raum bedarf dringend weiterer medizinischer Infrastruktur.

5. Grundrente
In Zeile 1012 wird hinter „[…] Alter beitragen.“ eingefügt: 
„Wir wollen eine steuerfinanzierte solidarische Grundrente.“
Begründung:

Dieser Antrag ist selbsterklärend. Die Grundrente wird auch Martins Forderung im Wahlkampf sein, deshalb sollte man es ins Programm schreiben.

6. Mietrecht
In Zeile 1153 fügen wir ein: 
„Das Kündigungsrecht des Vermieters wegen Eigenbedarfs werden wir konkretisieren, um einem Ausufern und Umgehungsmöglichkeiten entgegen zu wirken.“

Begründung:
Nach Einführung der Mietpreisbremse bedarf es eines weiteren Ausbaus des Mieterschutzes. Das bisherige Recht enthält zu viele Schlupflöcher für die Eigenbedarfskündigung. Wir wollen das ändern, den Begriff so deutlich konkretisieren, dass die Umgehungsmöglichkeiten minimiert werden.  
7. Versorgung mit Wasser und Energie für Schuldner

In Zeile 1247 wird nach „Energiewende.“ eingefügt:

„Die Versorgung mit Trinkwasser und Energie deckt ein Grundbedürfnis und ist daher eine Frage der Gerechtigkeit. Verbraucher sollen die Möglichkeit bekommen, Wasser- und Energiesperren auch bei Schulden aus der Vergangenheit abzuwenden, indem sie die zukünftigen Lieferungen im Voraus bezahlen.“
Begründung:

Dies ist ein wesentliches Anliegen im Verbraucherschutz. Schuldner und ihre Angehörigen geraten oft in Notlagen, in denen sie mangels Zahlungsfähigkeit nicht mehr mit Strom und Wasser beliefert werden. Bei diesen Elementen der Daseinsvorsorge handelt es sich jedoch um Grundbedürfnisse der Menschen, deren Entzug einen Eingriff in die Menschenwürde darstellt. Wir wollen nicht diese Kunden vorbehaltlos weiter beliefern lassen, wollen aber die Möglichkeit schaffen, dass Kunden ihre Rechnungen vorausbezahlen, ohne dass solche Beträge mit Altschulden verrechnet werden. Die Altschulden müssen dann gesondert getilgt werden. Für die Altschulden werden die Lieferanten damit nicht schlechter gestellt; für die Zukunft erhalten sie Zahlungssicherheit.
8. Innere Sicherheit I

Der Satz in den Zeilen 1511 bis 1512 wird ersatzlos gestrichen. In der Zeile 1513 wird das Wort „aber“ gestrichen.
Begründung:

Wir betonen unsere Bereitschaft, Gesetze zu verschärfen, in diesem Absatz so oft und martialisch, dass der Eindruck entstehen könnte, dass wir glauben, mir Verschärfung von Gesetzen könne man Sicherheit schaffen. Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wissen, dass dies schlicht unzutreffend ist. So drastisch war nicht einmal Otto Schily in seinen Begründungen. Auch nach Streichung dieser beiden Passagen bleibt sehr deutlich, dass wir bereit sind, das notwendige zu tun; ergänzend sollte dann aber …
9.
Innere Sicherheit II

… nach Zeile 1515 nach „Sicherheit.“ folgender Absatz eingefügt werden:

„Sicherheit entsteht nicht allein durch Repression, sondern auch durch präventive Maßnahmen. Haftstrafen dürfen nur das letzte Mittel sein, da sie einen schweren Grundrechtseingriff darstellen. Deswegen werden wir neue und kreative Sanktionsformen stärken, um eine positive Einwirkung auf die Verurteilten zu ermöglichen. Außerdem wollen wir eine Entkriminalisierung von Bagatellkriminalität, wie Schwarzfahren, damit sich Sicherheitsbehörden auf die Bekämpfung der Delikte konzentrieren können, welche die innere Sicherheit nachhaltig beeinträchtigen.“
Begründung
Der Text enthält an anderer Stelle das Wort „Prävention“, wo es um Terrorismus geht. Wenn wir aber über innere Sicherheit sprechen, müssen wir das Instrument benennen, das nach unseren Erfahrungen und Ergebnissen der empirischen Forschung in den zurückliegenden Jahrzehnten am meisten dazu beigetragen hat, dass die Kriminalitätszahlen auch unter Beachtung von Schwankungen in einzelnen Deliktgruppen insgesamt stetig gesunken ist. Wir dürfen keinesfalls denen auf den Leim gehen, die dauernd erklären, früher sei alles besser und sicherer gewesen: Das Gegenteil ist zutreffend. Das bedeutet nicht, dass wir uns der Erkenntnis verweigern, dass die Menschen sich verunsichert fühlen und dass wir sie nicht ernst nehmen. Es bedeutet, dass wir Abhilfe schaffen, wo Abhilfe möglich ist, dass wir den Menschen aber auch erklären müssen, wo die Unterscheide zwischen Realität und Wahrnehmung liegen. Sonst entsteht ein Bild, das die Behauptung, wir würden „Fake-News“ und manipulierte Zahlen verbreiten, rechtfertigt.
10.
Justiz
In der Zeile 1534 hinter „stärken wir die Justiz.“ wird der folgende Satz eingefügt: 
„Denn ein starker Rechtsstaat setzt eine leistungsfähige Justiz voraus.“
In der Zeile 1536 wird hinter „abzuschließen.“ eingefügt:
„Die Juristenausbildung muss den Anforderungen des modernen Rechtsstaats angepasst werden.“
Begründung

Im Zusammenhang mit der deutlichen Sprache zur inneren Sicherheit ist es wichtig, auf die fundamentale Bedeutung der Justiz für die Bewahrung der inneren Sicherheit hinzuweisen.

Die Juristenausbildung bedarf seit Jahrzehnten der Reform. Recht wird immer umfänglicher und komplizierter. Juristenausbildung muss sich stärker auf die Vermittlung von Kernkompetenzen konzentrieren und die Spezialisierung in den beruflichen Bereich verlagern. Dazu gibt es umfängliche Konzepte, die unter Beteiligung der AsJ erarbeitet wurden und mit einigen Justizministerien der Länder und dem BMJV diskutiert wurden. Sie sind Gegenstand der Justizministerkonferenz. Im Programm sollte sich wiederfinden, dass wir hier etwas tun.

11.
Terrorabwehr
In der Zeile 1576 wird nach „sorgen frühzeitig“ eingefügt: 
„durch Angebote der religiösen und humanistischen Bildung, der interreligiösen und weltanschaulichen Kommunikation und aufsuchender Sozialarbeit“

Begründung:

An dieser Stelle wird das Anliegen besser nachvollziehbar, wenn wir Instrumente der präventiven Arbeit benennen. Dabei reicht es nicht aus, nur islamischen Religionsunterricht aufzuführen. 

12. 
Kampf gegen Wirtschaftskriminalität

Nach Zeile 1663 wird folgender Zusatz eingefügt:

„Wir werden gesetzlich unterbinden, dass Strafverfahren wegen Wirtschaftskriminalität bei hohen Schadensummen nach Zahlung eines Geldbetrages eingestellt werden können.“

Begründung:

Es ist nachvollziehbar, in gewissen Fällen aus prozessökonomischen Gründen Verfahren gegen Zahlung einer Geldbuße nach § 153a StPO einzustellen. Es muss aber durch den Gesetzgeber eine Regelung getroffen werden, die das auch bei Vermögensdelikten ausschließt, wenn ein erheblicher öffentlicher oder privater Schaden entstanden ist. Um Martin Schulz zu zitieren: Es versteht kein Mensch, wenn ein Vorstand, der sich durch Unterschlagung oder Untreue in Millionenhöhe strafbar gemacht hat (Fall Vodafone), mit einem höheren Geldbetrag ohne Urteil davonkommt, jeder kleine Betrüger sich aber seine Schuld nachweisen und ggf. eine Freiheitsstrafe (mit oder ohne Bewährung) akzeptieren muss, nur weil er sich nicht „freikaufen“ kann.
13. Zuwanderung
In der Zeile 1753 wird nach „damit wir“ eingefügt: 
„unter anderem“

Begründung:

Wir sollten die Zuwanderung nicht auf Mangel an qualifizierten Arbeitskräften beschränken; es sollte auch aus humanitären Gründen Zuwanderung und nicht nur Asyl o.ä. möglich sein.
14. Demokratie und Engagement
In den Zeilen 1801 bis 1802 wird eingefügt: 
„wie Volksinitiativen, Volksbegehren, Volksentscheide“.

Begründung

Diese Ergänzung war im Entwurf, der im PV am 15.03.2017 u.a. an Harald Baumann-Hasske ausgegeben wurde, enthalten. In der digitalen Version fehlte er, obwohl im PV darüber mit keinem Wort gesprochen worden war. Die Streichung würde für den, der als Parteimitglied zu lesen versteht, die Abkehr von einer gesicherten Beschlusslage der Partei und von den Inhalten einer Gesetzesinitiative der Bundestagsfraktion bedeuten. Das kann nicht so gemeint sein; wenn doch, bedarf das einer Debatte in der Partei. Es gibt Gliederungen, die über Jahrzehnte für mehr direkte Demokratie im Grundgesetz gekämpft haben.

15. Wirtschafts- und Währungsunion

In Zeile 2328 nach „Euro-Raum“ soll ergänzt werden: 

„Dies geht aber nur mit der Weiterentwicklung des Stabilitäts- und Wachstumspaktes“ 

Begründung

Wir unterstützen das Projekt der Vertiefung der EU besonders in der Euro-Zone durch eine Wirtschaftsregierung. Dieses Instrument ist aber nur dann ein Fortschritt, wenn es nicht zur Durchsetzung neoliberaler Ideologie missbraucht werden kann. Um dies auszuschließen und Skeptiker zu überzeugen, ist es sinnvoll, an dieser Stelle durch die kurze Einfügung eine Verknüpfung herzustellen zu dem, was an anderer Stelle in Zeile  2283 bereits bestätigt wurde.
16. Beendigung der Beitrittsverhandlungen mit der Türkei

Ab Zeile 2399 ("Gleichzeitig sind …") bis 2401 ("… Interesses Europas.") wird ersetzt: 

"Wir werden uns in der EU dafür einsetzen, dass die Beitrittsverhandlungen mit der Türkei und gleichzeitig die sogenannte Heranführungshilfe, also die finanzielle Unterstützung der EU für die Türkei im Hinblick auf Reformen, beendet werden."

Ab Z. 2401 bleibt Satz: " Die SPD wird deshalb … Gesprächsformate zu eröffnen." jedoch wird gestrichen: 

"- zum Beispiel … der Zollunion."
Begründung:

Die AsJ (und mit ihr viele andere Gliederungen und Mitglieder der Partei) hat sich nach langen Diskussionen entscheiden, die Aufnahme dieser Forderung in das Programm zu beantragen. Wir sind der Meinung, dass es dabei nicht um rein administratives Handeln der Bundesregierung geht, in das sich die Partei im Tagesgeschäft nicht einmischen sollte, sondern dass die Sozialdemokratie in Bezug auf Ihr soziales und rechtstaatliches Eigenverständnis unglaubwürdig wird, wenn sie die durch permanenten Ausnahmezustand legitimierte Willkürherrschaft von Herrn Erdogan, die Inhaftierung tausender Journalisten, Wissenschaftler, Beamten, Richter und Staatsanwälte weiter hinnimmt, ohne diese Verstöße gegen die Europäische Werteordnung zu beantworten. Dabei geht es nicht um die Beleidigungen, die während des Referendums gegen Deutschland, Europa und ihre Repräsentanten ausgesprochen wurden. Wohl aber geht es um den Inhalt des Referendums, mit dem der türkische Staat zu einem Autokratischen System umgearbeitet wird, das nahezu totalitäre Züge trägt. Schon der dauerhafte Ausnahmezustand und die grundrechtswidrigen Handlungen, zu denen er missbraucht wurde, waren weit entfernt von der Werteordnung, deren Herstellung mit Beitrittsverhandlungen zur EU bewirkt werden soll. Mit dem Referendum ist ein weiterer Schritt weg von der EU vollzogen worden, der nicht mehr hinnehmbar ist. Wir sind uns dabei bewusst, dass damit eine Trennung vollzogen ist, die im Falle einer anderen gesellschaftlichen Entwicklung in der Türkei nicht ohne weiteres rückholbar sein würde, weil es in Deutschland und Europa aus anderen, türkeifeindlichen Gründen dafür nur schwer eine Mehrheit geben würde. Wir meinen aber, die rote Linie sei schon jetzt überschritten und nicht erst dann, wenn die Türkei, wie vollmundig angekündigt, die Todesstrafe wieder einführt.   
17.  Zeit für mehr Frieden

In der Zeile 2456 wird nach „verpflichtet.“ eingefügt:

„Wir werden stets und unbedingt Völkerrecht, humanitäres Völkerrecht und Menschenrechte achten. Dies gilt insbesondere bei unseren internationalen Interventionen und im Außenhandel, vor allem auch im Waffenhandel.“
Begründung:

Sigmar Gabriel hat sich in der laufenden Wahlperiode darum bemüht, den deutschen Waffenhandel einzuschränken. Deutschland setzt darauf, jede Art von militärischem Einsatz durch Beschlüsse der UNO und mit deren Billigung herbeizuführen. Trotzdem steht auch die SPD öffentlich stets unter dem Verdacht, sich den internationalen Verträgen nicht unbedingt unterwerfen zu wollen. Diesem Eindruck soll mit der Ergänzung entgegen getreten werden. 

